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Zusammenfassung 

Ziel des vorliegenden Papiers der Eidgenössischen Medienkommission EMEK ist es aufzuzeigen, wel-

che Besonderheiten Medien aufweisen, inwiefern diese auch im Internetzeitalter noch zutreffen und 

welche medienpolitischen Optionen für den Erhalt der Leistungsfähigkeit der schweizerischen Medien-

landschaft bestehen. 

Medien weisen sowohl aus ökonomischer als auch aus gesellschaftspolitischer Perspektive eine 

Reihe von Besonderheiten auf.  

 Trotz der Digitalisierung sind aus ökonomischer Perspektive zahlreiche Besonderheiten von Medien 

zu nennen: Da die Zahlungsbereitschaft für Medien nicht abgeschöpft werden kann, sind Medien 

auch auf dem Werbemarkt aktiv, der aber immer weniger zur Finanzierung von Publizistik beiträgt; 

trotz Bezahlschranken lassen sich kostenintensive Inhalte in kleinen Märkten nur schwer refinanzie-

ren; Grössen- und Verbundvorteile begünstigen Konzentration.  

 Die Digitalisierung ändert wenig an den Argumenten einer gesellschaftspolitischen Perspektive, dass 

aufgrund ihrer politischen, sozialen und kulturellen Bedeutung publizistische Medieninhalte benötigt 

werden. Allerdings garantiert die Produktion von Publizistik angesichts des Bedeutungszuwachses 

von neuen Plattformen im Internet und der sich verändernden Mediennutzung noch nicht deren Auf-

findbarkeit und Nutzung. 

Entsprechend stellt sich die Frage nach der künftigen Gestaltung der Schweizer Medienland-

schaft durch die Politik. Die EMEK steht dafür ein, dass Wettbewerb im Mediensektor wünschenswert 

ist und dass sich die Innovationskraft von Medienanbietern möglichst ungehindert entfalten kann. 

Gleichzeitig hat die EMEK jedoch wiederholt die Position vertreten, dass die Bedingungen eines kom-

plett unregulierten freien Marktes auch im digitalen Zeitalter aufgrund der geschilderten Besonderheiten 

von Medien nicht genügen, um für die Gesellschaft und die Demokratie notwendige publizistische Leis-

tungen anbieten zu können. Drei Massnahmenbereiche können unterschieden werden: 

 Zukunftsgerichtete Medienförderung: Die mangelnde Zahlungsbereitschaft für Publizistik sowie 

die Verlagerung der Werbung zu neuen Internetakteuren erschweren die Finanzierung privater Me-

dienangebote. Deshalb hat sich die EMEK wiederholt für die Implementierung einer Onlinemedien-

förderung ausgesprochen. 

 SRG SSR im digitalen Zeitalter: Eine Mehrheit der EMEK teilt die Auffassung, dass die SRG SSR 

den digitalen Verhältnissen angepasst werden muss. Das bedeutet aber nicht, dass sie alles anbie-

ten soll. Eine öffentliche Medienorganisation muss sich von rein werbefinanzierten Anbietern unter-

scheiden. Mit Blick auf eine Zukunft, in der Medien über Breitbandinternet verbreitet und vor allem 

On-Demand genutzt werden, ist diese Anpassung an digitale Verhältnisse konsequent zu Ende zu 

denken und der Auftrag der SRG SSR neu auszuhandeln. 

 Selbstbestimmte Mediennutzung: Durch Regeln bezüglich Netzzugang, Netzneutralität und Algo-

rithmen sollte sichergestellt werden, dass die Bevölkerung weiterhin Zugang zu einem publizistisch 

umfassenden und vielfältigen Medienangebot hat. Daneben stellt die Digitalisierung hohe Anforde-

rungen an die Medienkompetenz der Nutzerinnen und Nutzer. Medienkompetenz sollte jedoch nicht 

nur in einem passiven Sinne als kompetenter Medienkonsum verstanden werden. 
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1. Einleitung: Bedeutung von Publizistik 

Die Digitalisierung verändert die Produktion, Distribution und Konsumption von Medien und deren In-

halten grundlegend. Die Bewohnerinnen und Bewohner der Schweiz haben heute einen immer leichte-

ren Zugang zu immer mehr Inhalten. Audiovisuelle und auditive Produkte sind durch die steigende Zahl 

digitaler Fernseh- und Radiosender, Pay-TV-Angebote von Telekommunikationsunternehmen 

(Swisscom, UPC etc.), durch Internet-TV-Dienste (Zattoo, Teleboy etc.) und durch Streamingdienste 

(Netflix, Amazon Prime, Spotify etc.) immer besser verfügbar. Zudem bieten Videoplattformen (z. B. 

YouTube) und soziale Netzwerke (Facebook, Twitter, Snapchat, Instagram etc.) neue Möglichkeiten zur 

Information, Diskussion und Partizipation. Lassen eine Vielzahl an Kanälen und Plattformen nun aber 

auch erwarten, dass vielfältige Inhalte, zumal mit einem Bezug zur Schweiz, produziert und genutzt 

werden? Und wie steht es im Interesse der Meinungsbildung – neben der Verfügbarkeit von Meinungen 

– um die professionelle Selektion und Einordnung von Meinungen und Ereignissen und um ein Forum, 

das eine Vermittlung zwischen verschiedenen Positionen erlaubt?  

Für das öffentliche Interesse an einer funktionierenden Gemeinschaft spielen publizistische Medien tra-

ditionell eine wichtige Rolle. Demokratische Gesellschaften sind auf offene Prozesse der Meinungs- und 

Willensbildung angewiesen. Solche Funktionen übernehmen Medien, indem sie konstant und robust zur 

Information, zur Orientierung und zum Austausch der Menschen und Organisationen beitragen. In der 

wissenschaftlichen Debatte werden insbesondere die zwei Medienfunktionen der gesellschaftlichen Ori-

entierung und des Forums für Informationen und Meinungen betont. Heute haben traditionelle wie neue 

Anbieter publizistischer Inhalte zunehmend Probleme, ihre journalistischen Angebote auf dem Markt zu 

refinanzieren. Die Digitalisierung hat Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit der schweizerischen Me-

dienanbieter und berührt letztlich die Rolle und die Leistung der Medien in unserem demokratisch ver-

fassten Rechtsstaat.  

Ziel des vorliegenden Papiers der Eidgenössischen Medienkommission EMEK ist es aufzuzeigen, wel-

che Besonderheiten Medien aufweisen, inwiefern diese auch im Internetzeitalter noch zutreffen 

und welche medienpolitischen Optionen für den Erhalt der Leistungsfähigkeit der schweizeri-

schen Medienlandschaft bestehen.1  

Abschnitt 2 stellt ökonomische und gesellschaftspolitische Perspektiven auf Medien im Licht der Digita-

lisierung dar. Während in einer ökonomischen Perspektive Marktversagen im Mittelpunkt steht, betont 

die gesellschaftspolitische Perspektive die politische, soziale und kulturelle Bedeutung von Medien. Die 

EMEK prüft, inwiefern diese Argumente im digitalen Zeitalter noch aktuell sind. Abschnitt 3 widmet sich 

dann verschiedenen Instrumenten, die der Medienpolitik potenziell zur Verfügung stehen. Dabei werden 

die Regulierung privater Medienorganisationen, die Institutionalisierung einer öffentlichen Medienorga-

nisation, die Regulierung von Netzbetreibern und Plattformen sowie Massnahmen zur Unterstützung 

einer verantwortlichen und kompetenten Verwendung von Medien diskutiert. Abschliessend präsentiert 

Abschnitt 4 Empfehlungen für die Gestaltung der Schweizer Medienlandschaft. Das Papier bietet damit 

einen Diskussionsbeitrag für aktuelle medienpolitische Debatten. 

  

                                                      
1  Die EMEK hat in früheren Papieren Möglichkeiten der Medienförderung diskutiert (EMEK 2014) und den Ser-

vice public von Radio und Fernsehen behandelt (EMEK 2015). Zudem hat die Kommission Überlegungen für 
eine Medien- und Kommunikationsordnung der Schweiz skizziert (EMEK 2017b). Auch der Bundesrat hat sich 
bereits zum audiovisuellen Service public geäussert (Bundesrat 2016). Das vorliegende Papier schliesst an 
diese Überlegungen an. 



 

5 

2. Besonderheiten von Medien 

Medien weisen sowohl aus ökonomischer als auch aus gesellschaftspolitischer Perspektive eine Reihe 

von Besonderheiten auf. Im Folgenden werden beide Perspektiven knapp dargestellt. Dabei wird jeweils 

thematisiert, inwiefern diese Argumente angesichts der durch die Digitalisierung ausgelösten Verände-

rungen noch relevant sind. 

2.1. Ökonomische Perspektive: Marktversagen 

In der neoklassischen Ökonomie wird davon ausgegangen, dass der Markt zu einer optimalen Allokation 

knapper gesellschaftlicher Ressourcen führt. Die neoklassische Ökonomie interessiert sich insbeson-

dere für Marktergebnisse, die dieses Optimum nicht erreichen: In diesem Falle wird von Marktversagen 

gesprochen. Marktversagen bedeutet also, dass der Marktmechanismus aus Angebot und Nachfrage 

nicht zum grösstmöglichen Nutzen für die Gesellschaft führt. Marktversagen gilt in der Volkswirtschafts-

lehre als notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung für staatliche Regulierung: Regulierung wird 

nur zur Korrektur von Marktversagen als zulässig erachtet. Zwingend ist ein Staatseingriff aber auch 

dann nicht, da auch Regulierung mit Kosten verbunden ist. 

2.1.1. Formen von Marktversagen 

Grundsätzlich können vier Formen von Marktversagen unterschieden werden: öffentliche Güter, Exter-

nalitäten, Informationsmängel und Subadditivität. Deren Anwendbarkeit auf Medien wird in Abschnitt 

2.1.2 diskutiert. 

Öffentliche Güter 

Öffentliche Güter sind gekennzeichnet durch Nicht-Rivalität im Konsum und Nicht-Ausschliessbarkeit 

vom Konsum (z. B. Strassenbeleuchtung). 

 Nicht-Rivalität bedeutet, dass ein Gut von vielen Personen gleichzeitig konsumiert werden kann, 

ohne dass dadurch der Konsum einer anderen Person eingeschränkt wird: Es besteht also keine 

Rivalität um den Konsum eines Gutes. Damit verursacht ein zusätzlicher Nutzer keine Grenzkosten 

und somit werden keine gesellschaftlichen Ressourcen verbraucht. Dies führt dazu, dass in einem 

wettbewerblichen Markt keine fixkostendeckenden Preise durchgesetzt werden können.  

 Nicht-Ausschliessbarkeit meint, dass potenzielle Nutzer selbst dann nicht vom Konsum des Gutes 

ausgeschlossen werden können, wenn sie nichts bezahlen. Preise können also gar nicht durchge-

setzt werden. 

Selbst dann, wenn ein Gut von den Konsumentinnen und Konsumenten gewünscht wird, ist bei öffent-

lichen Gütern niemand bereit, für den Konsum zu bezahlen. Das führt zu einer Unterproduktion: Der 

Markt versagt.  

Bei Gütern, die einen Ausschluss vom Konsum erlauben, aber dennoch von Nicht-Rivalität gekenn-

zeichnet sind, spricht man nicht von öffentlichen Gütern, sondern von Clubgütern (z. B. eine Autobahn 

mit Maut). 

Externalitäten 

Bei Externalitäten oder externen Effekten handelt es sich um unmittelbare Auswirkungen ökonomischer 

Aktivitäten auf unbeteiligte Dritte, die nicht berücksichtigt wurden und auch nicht kompensiert werden.  

 Negative Externalitäten (z. B. Umweltverschmutzung) führen dazu, dass das Angebot nicht die ge-

sellschaftlichen Kosten widerspiegelt (Überproduktion). 

 Positive Externalitäten (z. B. Bildung) führen dazu, dass die Nachfrage nicht den gesellschaftlichen 

Nutzen widerspiegelt (Unternachfrage). 

Marktergebnisse sind bei Vorliegen von Externalitäten nicht effizient, es kommt also zu Marktversagen. 
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Informationsmängel 

Nicht bei allen Gütern lässt sich die Qualität vor dem Kauf bewerten – entsprechend wird von Informa-

tionsmängeln bei den Konsumentinnen und Konsumenten (oder Informationsasymmetrien zwischen 

Produzenten und Konsumenten) gesprochen (z. B. Occasionsautos).  

 Bei Erfahrungsgütern lässt sich die Qualität erst nach Kauf und Konsum beurteilen. 

 Bei Vertrauensgütern ist eine Beurteilung der Qualität nicht einmal dann möglich.  

Die Konsumentinnen und Konsumenten können ihre Präferenzen deshalb nicht mir ihrer Zahlungsbe-

reitschaft ausdrücken: Niemand ist bereit, hohe Preise für Güter zu zahlen, deren Qualität unbekannt 

ist, obwohl man eigentlich Güter von hoher Qualität möchte und auch bereit wäre, dafür zu bezahlen. 

Diese Unternachfrage führt wiederum zu einer Unterproduktion von Gütern mit hoher Qualität: Eine 

weitere Form von Marktversagen.  

Subadditivität 

Eine vierte Form von Marktversagen ist die sogenannte Subadditivität, d. h. der Zustand, dass ein Gut 

am kostengünstigsten durch ein Monopol und nicht durch mehrere miteinander im Wettbewerb ste-

hende Unternehmen produziert werden kann. 

 Grössenvorteile (Economies of Scale) bezeichnen die Tatsache, dass die Durchschnittskosten (Kos-

ten pro Stück) mit steigender Produktionsmenge sinken. Normalerweise ist das nur bis zu einer be-

stimmten Produktionsmenge der Fall, weshalb nicht mehr produziert wird als die Menge, bei der die 

Durchschnittskosten am tiefsten sind. Doch in Branchen mit hohen Fixkosten (Kosten unabhängig 

von der Produktionsmenge) und niedrigen Grenzkosten ist die Situation anders: Je mehr produziert 

wird, desto niedriger die Kosten pro Stück. Denn die fixen Kosten pro Stück sinken immer weiter 

(Fixkostendegression) und die variablen Kosten pro Stück sind vernachlässigbar. Folglich kann ein 

Produzent den gesamten Markt allein am effizientesten bedienen, weshalb ein natürliches Monopol 

entsteht (z. B. Wasserversorgung). 

 Verbundvorteile (Economies of Scope) bezeichnen die Situation, dass verschiedenartige Produkte 

von einem Unternehmen günstiger produziert werden können, als es aus der Hand verschiedener 

Unternehmen der Fall wäre (z. B. Apfelsaft und Orangensaft). Die Durchschnittskosten sind tiefer, 

da Synergien realisiert werden können. 

Grössen- und Verbundvorteile begünstigen Konzentration und sind ein Anreiz zur Monopolisierung: Ein 

Fall von Marktversagen. 

2.1.2. Marktversagen, Medien und Digitalisierung 

Inwiefern treten diese vier Formen von Marktversagen nun in Medienmärkten auf? Und sofern sie das 

tun: Hat sich die Situation durch die Digitalisierung verändert? 

Sind Medien öffentliche Güter? 

Medien sind je nach Distributionskanal und Zugangshürden öffentliche Güter oder Clubgüter. 

 Medieninhalte sind klar durch Nicht-Rivalität im Konsum gekennzeichnet: Der Konsum einer pub-

lizistischen Leistung durch eine Person schränkt den Konsum durch eine andere Person nicht ein. 

Daran ändert die Digitalisierung nichts.2 

 Die Ausschliessbarkeit der Nicht-Zahler vom Konsum eines Mediums hängt vom Distributionskanal 

ab. Während unverschlüsseltes terrestrisches Radio und Fernsehen keinen Ausschluss erlaubt 

(z. B. Radio über UKW oder DAB+), erleichtert die Digitalisierung den Aufbau von Zugangshürden. 

Verschlüsselung und Bezahlmodelle erlauben es den Medienanbietern, den Zugang zu ihren Pro-

                                                      
2  Bei Printprodukten wird die Situation sogar verstärkt, da aufgrund des elektronischen Vertriebs die Grenzkos-

ten entfallen. 
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dukten zu beschränken und Preise durchzusetzen (Beispiele sind Pay-Radio, Pay-TV, Streaming-

dienste für Musik und audiovisuelle Inhalte, Paywalls für Onlinejournalismus oder E-Books mit Ko-

pierschutz). Damit werden Medien von öffentlichen Gütern zu Clubgütern.  

Entsprechend ist ein Ausschluss vom Konsum von Medien mit Zugangshürden nun grundsätzlich mög-

lich (der Ausschluss von reiner Information bleibt aber schwierig). Konsumrivalität besteht hingegen 

weiterhin keine. Es ist somit volkswirtschaftlich gesehen weiterhin ineffizient, Preise zu verlangen, da 

die Grenzkosten sinken und gegen Null tendieren und damit auch keine Ressourcen verbraucht werden. 

Betriebswirtschaftlich gesehen ist die Durchsetzung von Preisen aber natürlich notwendig. 

Führen Medien zu Externalitäten? 

Publizistische Medieninhalte führen zu einer Reihe von Externalitäten. An positiven Externalitäten 

zu nennen sind beispielsweise  

 besser informierte und gebildete Bürgerinnen und Bürger, was für die Meinungs- und Willensbildung 

in demokratischen Systemen zentral ist; 

 ein besseres gegenseitiges Verständnis kultureller und sprachlicher Gruppen, was in der mehrspra-

chigen und durch Migration geprägten Schweiz von Bedeutung ist; 

 sozialer Zusammenhalt, Integration und Zugehörigkeit zur gesamten Gemeinschaft, was der Stabili-

tät und dem Zusammenhalt dient. 

Daran ändert auch die Digitalisierung grundsätzlich nichts. Allerdings bringt nicht einfach die Produktion 

und Distribution, sondern erst die Nutzung publizistischer Medieninhalte positive Externalitäten mit sich. 

Angesichts der Vervielfachung des Medienangebots ist das nicht (mehr) selbstverständlich, denn Nutzer 

können sich auch aufgrund einer Vielzahl von Angeboten nur auf bestimmte Bereiche (z. B. Unterhal-

tung) fokussieren (Ofcom 2008). In einer On-Demand-Welt, in der die Nutzerinnen und Nutzer gezielt 

Inhalt abrufen, wann und wo sie diese nutzen möchten, verschärft sich dieses Problem nochmals. Ge-

rade bei der jungen Bevölkerung lässt sich der Wandel besonders gut beobachten. Natürlich nutzen 

auch junge Menschen weiterhin publizistische Inhalte, sie tun dies aber zunehmend über andere Ka-

näle. Die Nutzung findet vermehrt online und mobile statt. Neben Gratiszeitungen und kostenlosen 

Nachrichtenwebsites werden vor allem auch On-Demand- und Streaming-Plattformen sowie «Social 

Media» genutzt (Puppis/Schenk/Hofstetter 2017; siehe auch EMEK 2017a). 

Bestehen bei Medien Informationsmängel? 

Mediengütern ist eine starke Informationsasymmetrie zwischen Produzenten und Konsumenten 

eigen. Da Medieninhalte ständig neu produziert werden, ist die Bewertung ihrer Qualität schwierig. Da-

bei ist die Beurteilungsunsicherheit bei Informationsangeboten grösser als bei Unterhaltungsangeboten.  

Um Informationsmängel zu beheben, sind zwei Strategien möglich. 

 Die besser informierte Marktseite kann zusätzliche Informationen bereitstellen, etwa durch den Auf-

bau einer bestimmten Reputation (etwa durch Markenbildung), über Qualitätssicherungsmassnah-

men oder Ähnliches (sogenanntes Signaling).  

 Die schlechter informierte Marktseite kann externe Orientierungshilfen für die Nutzungsentscheidung 

(z. B. Medienkritik; Förderung der Medienkompetenz; Bewertungen durch andere Nutzerinnen und 

Nutzer) hinzuziehen (sogenanntes Screening). Hier bieten sich mit der Digitalisierung neue, vor al-

lem auch technische, Möglichkeiten.  

Gleichzeitig verdeutlicht die Diskussion um «Fake News» und «Filterblasen», dass die Beurteilung der 

Qualität von Medieninhalten auch in der digitalen Welt alles andere als einfach ist. Einzuschätzen, wer 

der Absender eines Inhalts ist, welche Quellen vertrauenswürdig sind und wie Inhalte produziert wurden, 

ist schwierig. Auch die Beurteilung der Qualität von Suchergebnissen von Suchmaschinen, der Funkti-

onsweise von sozialen Netzwerken oder der Logik von Algorithmen ist aufgrund von Informationsasym-

metrien nur beschränkt möglich (Ofcom 2008). 
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Zeichnen sich Medienmärkte dadurch aus, dass Monopole günstiger produzieren? 

Die Fixkosten in der Medienbranche sind traditionell hoch und weitgehend unabhängig von der 

Zahl der Nutzerinnen und Nutzer.3 Die Kosten für die erste Kopie (First Copy Costs) sind hoch (tech-

nische Infrastruktur, Druckmaschinen, Vertriebsnetz, aber auch der Personalaufwand für die Redaktion 

und kreatives Personal), die Kosten für die Vervielfältigung im Vergleich zu den Fixkosten niedriger 

(Print) bis inexistent (Rundfunk). Entsprechend gibt es in Medienmärkten eine starke Fixkostendegres-

sion. Die Durchschnittskosten sinken also mit steigender Anzahl Nutzerinnen und Nutzer immer weiter: 

Der Anbieter mit den meisten Nutzerinnen und Nutzern kann am günstigsten produzieren (Tendenz zur 

Monopolisierung).  

Mit der Digitalisierung haben sich die Fixkosten der Medienproduktion verringert. Einerseits 

wurde die audiovisuelle Produktion aufgrund neuer Technologien günstiger. Andererseits können digi-

tale Medien die Kosten für Druck und Vertrieb einsparen. Entsprechend hat die Zahl von Fernsehkanä-

len und Websites stark zugenommen. Doch die Produktion publizistischer Inhalte bleibt weiterhin 

teuer. Ob online oder offline: Wer kontinuierlich journalistische Leistungen erbringen will, muss eine 

Redaktion bezahlen, die Zeit und Ressourcen für Recherche, Analyse, Bewertung und Qualitätskon-

trolle hat. Das erklärt, weshalb wir nicht dauernd Markteintritte neuer journalistischer Anbieter beobach-

ten können, respektive wieso neue journalistische Start-ups ebenfalls oftmals finanzielle Probleme ha-

ben. Zudem sind bestimmte audiovisuelle Produktionen – insbesondere fiktionale Stoffe (Serien, Filme) 

– weiterhin mit hohen Kosten verbunden.  

Neben der Fixkostendegression spielen im Mediensektor auch Verbundvorteile eine Rolle, namentlich 

die Mehrfachverwertung von Inhalten in mehreren Regionen oder auf mehreren Kanälen. Die Umset-

zung konvergent arbeitender Newsrooms verdeutlicht, wie wichtig Verbundvorteile und die damit zu 

realisierenden Synergien in der digitalen Medienwelt sind. 

2.1.3. Folgen für die Finanzierung von Publizistik 

Welche Folgen können öffentliche und Clubgüter, positive Externalitäten, Informationsasymmetrien so-

wie Fixkostendegression und Verbundvorteile für die Publizistik im digitalen Zeitalter haben? 

Präsenz auf zwei Märkten: Publikumsmarkt und Werbemarkt 

Medien können sich oftmals nicht oder nicht vollständig auf dem Publikumsmarkt finanzieren. Die Zah-

lungsbereitschaft für Medien kann nicht abgeschöpft werden. 

 Bei Medien ohne Verschlüsselung oder Bezahlschranke besteht keine Ausschliessbarkeit vom Kon-

sum – es handelt sich also um öffentliche Güter. Entsprechend sind die Konsumentinnen und Kon-

sumenten nicht bereit, für das Angebot zu bezahlen, sogar wenn sie an diesen Medieninhalten inte-

ressiert sind. 

 Medien haben zahlreiche positive Externalitäten. Der gesellschaftliche Nutzen publizistischer Me-

dien wird in der individuellen Zahlungsbereitschaft der Nutzerinnen und Nutzer aber nicht berück-

sichtigt, was zu einer Unternachfrage und damit auch zu einer Unterproduktion gesellschaftlicher 

relevanter Medieninhalte führt (Hettich/Schelker 2016). 

 Aufgrund von Informationsasymmetrien können die Konsumentinnen und Konsumenten die Qualität 

von Medieninhalten nicht immer beurteilen. Ohne sich der Qualität des Produkts, zumal einer einzel-

nen journalistischen Leistung, sicher zu sein, ist die Zahlungsbereitschaft tief.  

An sich würde dies zu einer Unterproduktion publizistischer Inhalte führen, sogar wenn die Konsumen-

tinnen und Konsumenten diese Inhalte wünschen. Allerdings hat bei Medien über eine lange Zeit die 

Werbewirtschaft als alternative Finanzierungsquelle fungiert. Dadurch waren Medien dennoch ein 

gutes Geschäft.  

                                                      
3  Die Höhe der Fixkosten ist je nach Mediengattung unterschiedlich. In der audiovisuellen Produktion und bei 

Printzeitungen sind sie deutlich höher als im Radio. Nicht zu vernachlässigen sind aber bei allen Medien die 
Kosten für die Redaktion (sofern publizistische Inhalte vom Anbieter als relevant erachtet werden). 



 

9 

Doch das ändert sich. Die Werbewirtschaft ist heute für die Distribution ihrer Botschaften nicht mehr 

zwingend auf publizistische Medien angewiesen, sondern kann potenzielle Konsumentinnen und Kon-

sumenten über Suchmaschinen, soziale Medien und Kleinanzeigenportale ebenfalls und ohne Streu-

verluste erreichen. Entsprechend stagnieren oder sinken die Werbeeinnahmen von Medienorganisatio-

nen. Die Nettowerbeumsätze von Kaufzeitungen haben von 1995 bis 2015 um rund eine Milliarde Fran-

ken auf nun noch weniger als 700 Millionen Franken im Jahr abgenommen. Gleichzeitig verdienen pub-

lizistische Anbieter mit Onlinewerbung laut Recherchen der NZZ derzeit nur etwas mehr als 80 Millionen 

Franken pro Jahr (Stadler 2016). Der Einbruch der Printwerbung wird also bei weitem nicht kompensiert 

und Quersubventionierungen aus lukrativen neuen Geschäftsbereichen (digitale Transaktionsplattfor-

men) sind betriebswirtschaftlich kaum zu rechtfertigen (Puppis/Schenk/Hofstetter 2017). Zudem ist im 

Fernsehwerbemarkt mittelfristig ebenfalls mit einer deutlichen Abnahme der Nettowerbeumsätze zu 

rechnen. Zusammen führen die mangelnde Zahlungsbereitschaft der Nutzer und die Verlagerung der 

Werbung zu neuen Intermediären im Internet vor allem zu einer Finanzierungskrise des Journalismus 

auf regionaler und nationaler Ebene. Es ist unsicher, ob sich Onlinejournalismus, von Nischenangebo-

ten abgesehen, alleine auf Werbe- und Bezahlmärkten refinanzieren lässt (Lobigs 2017). 

Ausschliessbarkeit wird möglich, ist aber nicht unbedingt wünschenswert 

Dank technologischer Fortschritte ist eine Ausschliessbarkeit von Konsum heute möglich (Verschlüsse-

lung; Bezahlschranken). Das erlaubt es nun, bestimmte Medienangebote wie beispielsweise Sparten-

sender für bestimmte Zielgruppen marktlich bereitzustellen. Angesichts der positiven Externalitäten, 

die bei der Nutzung bestimmter publizistischer Inhalte erwartet werden, ist der Ausschluss der Nutze-

rinnen und Nutzer von Konsum volkswirtschaftlich gesehen gar nicht unbedingt wünschenswert, da 

mit Blick auf eine informierte Meinungs- und Willensbildung möglichst viele Personen Medieninhalte 

nutzen sollen (Berg/Lowe/Lund 2014; Ofcom 2008).4 Weiter ist ein Ausschluss potenzieller Nutzerinnen 

und Nutzer auch betriebswirtschaftlich nicht unbedingt erwünscht. 

Zudem ist die Marktfähigkeit gewisser Angebote trotz Ausschliessbarkeit eingeschränkt: Auch 

Pay-TV und Streamingdienste müssen sich refinanzieren und werden deshalb nur Angebote für Publi-

kumsgruppen bereitstellen, die genügend gross und kaufkräftig sind. Kleine oder zu wenig zahlungs-

kräftige Interessengruppen werden kaum bedient (Kiefer 1999). In kleinen Märkten – wie etwa den 

sprachregionalen Publikumsmärkten in der Schweiz – sind einheimische fiktionale Eigenproduktionen 

(Serien, Filme) kaum refinanzierbar (Berg/Lowe/Lund 2014). Entsprechend fokussieren Pay-TV-Anbie-

ter sich zumeist auf internationale Filme und Serien sowie Sportübertragungen. 

Grössen- und Verbundvorteile begünstigen Konzentration 

Grössen- und Verbundvorteile begünstigen Konzentration und die Errichtung von Markteintrittsbarrie-

ren. Machtballungen sind im Mediensektor aber nicht nur ökonomisch problematisch, sondern vor allem 

auch publizistisch und gesellschaftspolitisch.  

Insbesondere die ausgeprägte Fixkostendegression ist ein wichtiger Treiber für horizontale Kon-

zentration: Aufgrund der Fixkosten für publizistischen Produkte haben Medienunternehmen einen An-

reiz, mit ihren Inhalten möglichst viele Nutzerinnen und Nutzer zu erreichen und so die Durchschnitts-

kosten zu senken. Dies begünstigt Konzentration in regionalen Pressemärkten und sprachregionalen 

Fernsehmärkten. Stark konzentriert sind auch die Märkte für Distribution, soziale Netzwerke und Such-

maschinen. Diese neuen Akteure, die für das Auffinden und Bereitstellen von Inhalten zentral geworden 

sind, verfügen oftmals über beträchtliche Marktmacht. Grössenvorteile sind zugleich hohe Markeintritts-

barrieren für neue Unternehmen, da ein Anbieter mit grosser Marktmacht günstigere Kostenstrukturen 

hat als ein neu in den Markt eintretender Konkurrent, der die notwendigen fixen Investitionskosten erst 

noch amortisieren muss.  

                                                      
4  Mit Ausnahme des Schutzes vor bestimmten als nicht geeignet erachteten Inhalten (z. B. im Bereich des Ju-

gendmedienschutzes). 
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Verbundvorteile begünstigen ebenfalls horizontale Konzentration. Regionen übergreifendes Medi-

eneigentum ermöglicht Synergien und damit tiefere Durchschnittskosten, als wenn in jeder Region un-

abhängige Medienunternehmen existieren. Dies führt auch dazu, dass politische Räume und durch 

Konzentration entstandene Medienangebote nicht (mehr) deckungsgleich sind, was für die Realisierung 

positiver Externalitäten (bspw. Informiertheit über kantonale Politik) ein Nachteil sein kann. Darüber sind 

Verbundvorteile auch ein Anreiz für multimediale Konzentration, da so die Mehrfachverwertung von 

Inhalten über verschiedene Mediengattungen hinweg möglich wird. 

Allerdings weisen kleine Mediensysteme besondere Marktstrukturen auf, die durch die Digitalisie-

rung nicht beseitigt werden. So sind aufgrund der Kleinheit der Bevölkerung die Zuschauer- und Wer-

bemärkte automatisch deutlich kleiner als in grossen Ländern. Entsprechend sind sogar Inhalte, die in 

grossen Staaten problemlos marktlich bereitgestellt werden können, nicht immer refinanzierbar. Zudem 

setzt auch die vom Gesetzgeber gewollte starke Stellung der SRG SSR der Entwicklung privater An-

bieter gewisse Grenzen. In der Schweiz ist die Situation noch akzentuierter: Erstens besteht aufgrund 

der Mehrsprachigkeit nicht einmal ein nationaler Medienmarkt. Zweitens hat die Schweiz gleichspra-

chige grosse Nachbarstaaten, was für inländische Anbieter zu einer starken Konkurrenz nicht nur auf 

dem Zuschauermarkt, sondern aufgrund von Werbefenstern auch auf dem Werbemarkt führt.  

2.2. Gesellschaftspolitische Perspektive: Meritorik 

Medien weisen nicht nur aus ökonomischer Perspektive eine Reihe von Besonderheiten auf. Zusätzlich 

können Medien auch aus gesellschafts- wie demokratiepolitischer Perspektive betrachtet werden. Nicht 

Marktversagen, sondern politische, soziale und kulturelle Argumente stehen dann im Zentrum. Ökono-

men fassen solche Positionen unter dem Begriff der Meritorik. Die beiden Perspektiven sollten dabei 

nicht als Gegensätze begriffen werden. Zwischen der ökonomischen Argumentation mit positiven 

Externalitäten und der gesellschaftspolitischen Sichtweise auf die grosse Bedeutung von Publizistik be-

stehen viele Anknüpfungspunkte. 

2.2.1. Medien als Wirtschafts- und Kulturgüter 

Ausgangspunkt gesellschaftspolitischer Argumente ist die Feststellung, dass Medien nicht nur Wirt-

schafts-, sondern auch Kulturgüter sind.  

Publizistische Medien haben eine grosse soziale, kulturelle und politische Bedeutung für die 

Gesellschaft. Massenmedien beeinflussen das soziale und kulturelle Leben, sie kreieren durch die 

Verbreitung wie die Reflexion von Werten, Normen und Wissen eine gemeinsame Identität und tragen 

damit zum Zusammenhalt und zur Integration der Gesellschaft bei. Medien stellen dauerhaft und daher 

massgeblich Öffentlichkeit her und verbreiten die wesentlichen Ereignisse, Themen und Meinungen aus 

der gesamten Gesellschaft. Sie bieten zudem auch ein Forum für (politische) Debatten und Informatio-

nen, und sie sorgen dafür, dass (politische) Ideen und Inhalte allgemein bekannt werden. Dies ist für 

das Funktionieren moderner Gesellschaften, zumal für demokratisch verfasste Gesellschaften, zentral, 

denn die Bürgerinnen und Bürger erhalten durch die Medien jene Informationen, welche sie für die 

politische Meinungs- und Willensbildung benötigen. Neben der Informationsfunktion wird Medien auch 

eine Kontrollfunktion zugeschrieben: Sie sollen die politischen, ökonomischen Macht- wie Positionsin-

haber kritisieren wie kontrollieren. Die Herstellung von Öffentlichkeit, die Produktion von Meinungsviel-

falt und die Herausbildung gesellschaftlicher Normen sperren sich aber gegen eine Bewertung anhand 

ökonomischer Kriterien (Heinrich 2001). Dem entspricht die Position des Bundesrates (2016), wenn er 

in seinem Bericht zum Service public festhält: «Medien haben in einer Demokratie eine gesellschaftliche 

und kulturelle Bedeutung, die über den rein ökonomischen Wert hinausgeht.» 

Da Medien nun aber nicht nur Wirtschaftsgüter sind, lässt sich Medienregulierung nicht nur ökonomisch 

begründen. Die Korrektur von Marktversagen und ein funktionierender ökonomischer Wettbewerb sind 

in dieser Perspektive für Ziele wie publizistische Vielfalt und Qualität keine Garantie. Marktlich finan-

zierte Medien müssen Inhalte produzieren, die sich refinanzieren lassen. Dies können durchaus 

auch Inhalte sein, die der politischen, sozialen und kulturellen Bedeutung von Medien gerecht werden. 
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Viele private Medienanbieter verfolgen nicht alleine wirtschaftliche Interessen, sondern leisten einen 

wichtigen Beitrag für die demokratische Gesellschaft. Doch ökonomische Logik und publizistische Logik 

sind nicht zwingend deckungsgleich. 

Besonders deutlich wird dies bei der Werbefinanzierung. Diese hat zwar die fehlende Zahlungsbereit-

schaft der Rezipienten aufgefangen, doch gibt es – so insbesondere beim Fernsehen – Konsequenzen 

für die Inhaltsproduktion. Der relevante Marktpartner ist die Werbewirtschaft, die Marktpreise für die 

Verbreitung ihrer Botschaften bezahlt. Daraus resultiert, dass vor allem das Fernsehen die Inhalte in 

erster Linie nach den Präferenzen der werbetreibenden Wirtschaft ausrichten (muss). Diese ist aber nur 

an bestimmten werberelevanten Zielgruppen interessiert: Ökonomisch gesehen wird der Werbewirt-

schaft die gemessene, geschätzte oder angenommene Aufmerksamkeit des Publikums verkauft. Mit 

publizistischen Inhalten sollen werbefinanzierte Medienunternehmen ein – was Grösse und Zielgruppe 

betrifft – werblich interessantes Publikum und ein geeignetes Umfeld für Werbung schaffen. Gleichzeitig 

wird versucht, Reichweite in der Zielgruppe mit möglichst kostengünstigen Programmen zu generieren 

(Baker 2002; Berg/Lowe/Lund 2014; Kiefer/Steininger 2014; Polynomics 2016). In der Schweiz kommen 

erschwerend die Kleinheit der sprachregionalen Fernsehmärkte (kleine Publikums- und Werbemärkte) 

sowie die starke Stellung ausländischer Privatsender und der SRG SSR hinzu. Entsprechend konzent-

rieren sich sprachregionale Privatfernsehsender in der Schweiz hauptsächlich auf eingekaufte Unter-

haltung und eine überschaubare Anzahl an Eigenproduktionen im nicht-fiktionalen Bereich. Alles andere 

scheint ökonomisch nicht sinnvoll zu sein. 

Gesellschaftspolitische Perspektiven erachten deshalb über einen funktionierenden ökonomischen 

Wettbewerb mehrerer Medienanbieter hinaus einen publizistischen Wettbewerb für notwendig. Dieser 

ist kein Wettbewerb um tiefere Kosten, sondern idealtypisch ein Wettbewerb um bessere Inhalte. 

2.2.2. Meritorik und Digitalisierung 

Die Digitalisierung hat an den genannten gesellschafts- wie demokratiepolitischen Argumenten grund-

sätzlich nichts verändert. Auch in Zukunft werden aus gesellschaftspolitischer Perspektive publi-

zistische Medieninhalte benötigt, die der Markt nicht oder nicht alleine bereitstellen kann. Hinzu 

kommt, dass es nicht allein um die Her- und Bereitstellung von Informationen geht, sondern um die 

Ermöglichung der gesellschaftlichen Debatte (Forum; Herstellung von Öffentlichkeit).  

Doch die Digitalisierung verändert, wie Publizistik künftig produziert, distribuiert und auffindbar 

gemacht werden muss. Ihre politische, soziale und kulturelle Bedeutung können Medien nur entfalten, 

wenn publizistischen Inhalte den Weg zu den Einwohnerinnen und Einwohnern finden und die Gesell-

schaftsmitglieder an der (medien-)öffentlichen Debatte teilhaben und teilnehmen können. Angesichts 

der sich rapide wandelnden Mediennutzung und der Entwicklung hin zu einer On-Demand-Welt müssen 

publizistische Inhalte aus gesellschaftspolitischer Perspektive zusätzlich in neuer Form und auf neuen 

Plattformen bereitgestellt werden. 

 Die Digitalisierung erlaubt neue Erzähl- und Darstellungsformen, insbesondere die multimediale 

Verknüpfung von Text, Bild, Ton und Video («digital storytelling») sowie den Einsatz neuer Techno-

logien wie verschiedene Formen virtueller Realität (VR, AR, MR). Gleichzeitig können auch publizis-

tische Produkte unter- und miteinander verlinkt werden. 

 Die Mediennutzung findet zunehmend online und mobile statt. Gerade junge Menschen nutzen ne-

ben Gratiszeitungen und kostenlosen Nachrichtenwebsites vor allem On-Demand- und Streaming-

Plattformen sowie «Social Media» (Puppis/Schenk/Hofstetter 2017; siehe auch EMEK 2017a). Pub-

lizistische Inhalte müssen neuen Nutzungsformen gerecht werden. 

 Immer häufiger findet die Nutzung von Publizistik auf «Social Media» statt, was die Refinanzierbar-

keit noch weiter erschwert. Eine Präsenz auf neuen Plattformen ist dennoch notwendig, um das 

Publikum weiter zu erreichen.  

 Medien können sich in der digitalen Welt nicht nur auf die Produktion von eigenen Inhalten be-

schränken. Immer mehr kommerzielle und nicht-kommerzielle Inhalte werden auf digitalen Plattfor-

men – die aber selbst grossen kommerziellen Internetfirmen gehören – verfügbar gemacht. Auch 
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dadurch wird es immer schwieriger, zwischen geprüften journalistischen Inhalten, kommerzieller 

Kommunikation (Werbung und PR) und Falschmeldungen («Fake News») zu unterscheiden. Gene-

rell gilt: Ihre Funktion für die Gesellschaft können Medien nur dann erfüllen, wenn es ihnen gelingt, 

die Bevölkerung in demokratische Debatten einzubinden, Informationen von Dritten zu kontextuali-

sieren, Beiträge von Nutzerinnen und Nutzern zu moderieren und die eigenen publizistischen Inhalte 

auffindbar sind (Goodman 2013). Dies erfordert von den Medienorganisationen wie den Journalis-

tinnen und Journalisten neue Kompetenzen (Lobigs 2017). Gleichzeitig ist aber auch Medienkom-

petenz bei den Nutzerinnen und Nutzern notwendig. 

Zusammenfassend wird aus gesellschaftspolitischer Perspektive auch Regulierung für notwendig er-

achtet, die über die mit der ökonomischen Perspektive begründete Korrektur von Marktversagen hin-

ausgeht. 

3. Instrumente der Medienpolitik 

Aufgrund der in Abschnitt 2 geschilderten Besonderheiten von Medien regulieren alle demokratischen 

Staaten den Mediensektor in irgendeiner Form. Aus ökonomischer Perspektive stellt Marktversagen 

eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für Regulierung dar. Aus gesellschaftspo-

litischer Perspektive dagegen ist die Korrektur von Marktversagen alleine noch keine Garantie 

für die Produktion qualitativ hochwertiger und vielfältiger Medienleistungen.  

Doch welche Instrumente stehen der Medienpolitik hierzu eigentlich potenziell zur Verfügung? Im Fol-

genden werden Instrumente, die an privaten und öffentlichen Medienorganisationen, Netzbetreibern 

und Plattformen sowie an der Mediennutzung ansetzen kurz vorgestellt. 

3.1. Regulierung privater Medienorganisationen 

Regulierung kann Voraussetzungen schaffen, damit private Medienorganisationen ein publizistisches 

Angebot bereitstellen, dass sich von unter rein marktlichen Bedingungen (d. h. gemäss den Präferenzen 

der Werbewirtschaft) produzierten Medienleistungen unterscheidet. 

Konzessionierung: Der Zugang zum Radio- und Fernsehmarkt war, zunächst aus technologischen 

Gründen (Frequenzknappheit), bis vor wenigen Jahren an die Vergabe einer Konzession gebunden. 

Das ist heute nicht mehr der Fall. Dennoch gibt es konzessionierte Veranstalter, die einen regionalen 

Leistungsauftrag erfüllen (im Gegenzug für Verbreitungsprivilegien und/oder Gebührengelder). Durch 

Konzessionierungsverfahren kann sichergestellt werden, dass private Radio- und Fernsehsender mit 

ihrem Programm einen Beitrag zur Erfüllung der gesellschaftspolitischen Funktionen der Medien, so für 

bestimmte Regionen, leisten. 

Konzentrationsregulierung: Medienmärkte neigen zur Konzentration, was weder ökonomisch noch 

publizistisch wünschenswert ist. Über das Wettbewerbsrecht hinaus, das einen funktionierenden öko-

nomischen Wettbewerb garantieren soll, bestehen Möglichkeiten zur spezifischen Regulierung von Me-

dienkonzentration, um die Entstehung publizistischer Machtballungen zu vermeiden.  

Subventionen: Medienorganisationen können direkt oder indirekt finanziell unterstützt werden. In der 

Schweiz wird heute beispielsweise ein Teil der privaten Radio- und Fernsehstationen auf lokal-regiona-

ler Ebene mit Gebührengeldern direkt unterstützt und Presseverlage profitieren indirekt von einem tie-

feren Mehrwertsteuersatz und günstigeren Posttarifen. Damit soll sichergestellt werden, dass für die 

Produktion von Medienleistungen letztlich mehr Ressourcen zur Verfügung stehen.  

Inhaltsregulierung: Über die Einhaltung der allgemeinen Rechtsordnung hinaus, wurden Radio und 

Fernsehen immer auch inhaltlich reguliert, wobei zwischen Vorgaben (z. B. Quoten für europäische In-

halte) einerseits sowie Beschränkungen und Verboten andererseits (z. B. Jugendmedienschutz) zu un-

terscheiden ist.  
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3.2. Institutionalisierung einer öffentlichen Medienorganisation 

Private Medienorganisationen leisten einen wichtigen publizistischen Beitrag für die demokratische Ge-

sellschaft. Gleichzeitig verfolgen sie legitime wirtschaftliche Interessen und produzieren Inhalte, die sich 

auf dem Markt refinanzieren lassen. Im Gegensatz dazu können sich idealtypisch öffentliche Medienor-

ganisationen aufgrund der ausschliesslichen Finanzierung aus öffentlichen Mitteln darauf konzentrie-

ren, eine publizistische Leistung im öffentlichen Interesse zu erbringen.5 

Öffentliche Medienorganisationen zeichnen sich durch drei Besonderheiten aus (Jarren/ Donges 2005): 

 Inhalte: Von einer öffentlichen Medienorganisation werden bestimmte Formate und Genres (z. B. 

Nachrichten, Bildung, Dokumentationen etc.), eine bestimmte Machart der Inhalte (qualitativ hoch-

wertig, innovativ, kreativ, ausgewogen, nach ethischen Standards etc.) und die Erbringung bestimm-

ter Funktionen für die Gesellschaft (Zusammenhalt, nationale Identität, kulturelle Vielfalt, Berücksich-

tigung von Minderheiten etc.) erwartet (Programmauftrag). 

 Organisationsform: Öffentliche Medienorganisationen sind idealtypisch nicht-kommerziell instituti-

onalisiert und damit keinem Gewinnziel verpflichtet. Anders als kommerzielle Rundfunksender kön-

nen sie sich aufgrund der öffentlichen Finanzierung auf die Erfüllung eines Programmauftrags fokus-

sieren. 

 Rechenschaftspflichten: Medienleistung und Organisationsweise einer öffentlichen Medienorgani-

sation müssen im Lichte des gesellschaftlichen Wandels immer wieder neu ausgehandelt werden. 

Entsprechend zentral sind Rechenschaftspflichten (oder Accountability-Mechanismen) für die Legi-

timation gegenüber der Bevölkerung. 

3.3. Regulierung von Netzbetreibern und Plattformen 

Medieninhalte müssen den Weg zum Publikum finden, weshalb auch die Regulierung von Distributions-

unternehmen und neuen Intermediären wie Suchmaschinen und sozialen Netzwerken an Bedeutung 

gewinnt. Die Regulierung ist aber auch aus anderen Gründen, so Datenschutz oder dem ungefilterten 

Zugang zu Informationen, notwendig.  

Zugang zu Netzen und Auffindbarkeit: Den Distributionsunternehmen für den Rundfunksektor kann 

vorgeschrieben werden, bestimmte Sender integral zu verbreiten (Must Carry) oder diese zumindest 

bezüglich Verbreitung des Signals und zugehöriger Dienste (Electronic Program Guide etc.) fair und 

nichtdiskriminierend zu behandeln. Damit Medieninhalte ihren Weg zu den Nutzerinnen und Nutzern 

finden, ist auch auf privilegierte Auffindbarkeit zu achten. Hierbei ist insbesondere wettbewerbsrechtli-

che Ex-ante-Regulierung zentral.  

Universaldienst: Für eine Teilhabe an der modernen Gesellschaft ist eine schnelle Internetverbindung 

unterdessen von grosser Bedeutung. Zur Verhinderung eines «Digital Divide» kann eine Grundversor-

gung der gesamten Bevölkerung mit Breitbandinternet mittels einer Universaldienstverpflichtung er-

reicht werden. 

Netzneutralität: Die Interessen von Netzbetreibern und Internetunternehmen, die für die Bereitstellung 

ihrer Angebote Bandbreite benötigen, sind nicht immer deckungsgleich. Vorgaben zur Sicherstellung 

der Netzneutralität können garantieren, dass alle übermittelten Inhalte gleichbehandelt und nicht be-

stimmte Anbieter von Inhalten bevorzugt oder benachteiligt werden (beispielsweise aufgrund von Kon-

kurrenzinteressen des Netzbetreibers). 

Datenschutz: Bei der Nutzung von Onlineangeboten fallen zahlreiche personenbezogene Daten an, 

über deren Verwendung wenig Transparenz besteht. Hierbei stellt sich die Frage, inwiefern Regulierung 

zum Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten nötig ist (beispielsweise bezüglich verständlicher 

Nutzungsbedingungen; Opt-In als Standard). 

                                                      
5  Die SRG SSR weicht von diesem Idealtypus öffentlicher Medienorganisationen ab, weil sie durch ihre Mischfi-

nanzierung auch auf dem Werbemarkt tätig. 
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Governance von Algorithmen: Algorithmen von Suchmaschinen und sozialen Netzwerken, die dar-

über bestimmten, welche Inhalte bestimmten Nutzerinnen und Nutzern angezeigt bzw. nicht angezeigt 

werden, wurden unter kommerziellen Gesichtspunkten entwickelt und sind nicht transparent. Sie prägen 

aber die Wahrnehmung von Wirklichkeit genauso wie publizistische Medien (Just/Latzer 2017). Ent-

sprechend stellen sich Fragen der Governance (Saurwein/Just/Latzer 2015), wobei insbesondere ein 

Diskurs mit den Plattformen nötig ist (Lobigs 2017). 

3.4. Unterstützung einer verantwortlichen Verwendung von Medien 

Es bestehen verschiedene Möglichkeiten zur Stärkung einer verantwortlichen und kompetenten Ver-

wendung «alter» und «neuer» Medien.  

Medienkompetenz: Über die Bedienung technischer Geräte hinaus braucht es die Fähigkeit, Quellen 

kritisch beurteilen, die Qualität von Informationen einschätzen sowie die Funktionsweise von Journalis-

mus und neuen Intermediären und deren Algorithmen begreifen zu können. Medienkompetenz kann 

aber noch umfassender verstanden werden als nur als Kompetenz zur Mediennutzung. Vielmehr soll 

es auch darum gehen, (neue) Medien für die eigene Lebensgestaltung kompetent einsetzen zu können, 

was auch eine aktive Beteiligung an der Produktion von Inhalten oder an medienpolitischen Prozessen 

umfassen kann (Schejter/Tirosh 2017). 

Abbau von Informationsasymmetrien: Daneben sind aber auch Massnahmen denkbar, um die Infor-

mationsasymmetrie auf Medienmärkten zu beseitigen, in dem die Möglichkeiten zum Screening verbes-

sert werden (bspw. verstärkte Medienkritik in den Medien; Selbstregulierung mit Zertifizierung etc.). 

Nutzungsanreize: Der Konsum publizistischer Inhalte kann gefördert werden, damit es überhaupt erst 

zu positiven Externalitäten kommt. Eine solche Förderung ist bei öffentlichen Medien möglich durch die 

Finanzierung über eine pauschalisierte Haushaltsabgabe, die Produktion von Qualitätsprogrammen, ei-

nen Verzicht auf Werbung oder auch durch Markenbildung (Polynomics 2016).  

4. Medienpolitik für die digitale Schweiz: Standpunkt der EMEK 

4.1. Rekapitulation: Besonderheiten von Medien und Instrumente der Regulierung 

Der technologische Fortschritt verändert die ökonomischen Bedingungen der Medienproduktion und -

distribution grundlegend. Dennoch sind aus ökonomischer Perspektive zahlreiche Besonderheiten 

von Medien zu nennen (siehe Abschnitt 2.1): 

 Aufgrund der mangelnden Zahlungsbereitschaft der Konsumentinnen und Konsumenten für Publi-

zistik, sind private Medienorganisationen auf Werbung als Finanzierungsquelle angewiesen. Doch 

die Werbung verlagert sich zu nicht-publizistischen Anbietern im Internet wie Suchmaschinen und 

sozialen Netzwerken. 

 Auch wenn die Digitalisierung den Ausschluss von Nicht-Zahlern erleichtert (Verschlüsselung, Be-

zahlschranken), sind gerade in kleinen Märkten kostenintensive publizistische Medieninhalte nicht 

marktlich refinanzierbar. 

 Trotz tieferer Fixkosten für die audiovisuelle Produktion und digitalen Journalismus: Die Fixkosten 

bleiben relativ hoch. Fixkostendegression und Verbundvorteile begünstigen Medienkonzentration. 

Der Medienvielfalt sind in einem mehrsprachigen Kleinstaat wie der Schweiz aus ökonomischen 

Gründen enge Grenzen gesetzt. Das Problem tritt in den kleineren Sprachregionen verstärkt auf. 

Die Digitalisierung ändert wenig an den Argumenten einer gesellschafts- wie demokratiepolitischen 

Perspektive (siehe Abschnitt 2.2), dass aufgrund ihrer politischen, sozialen und kulturellen Bedeutung 

auch in Zukunft publizistische Medieninhalte benötigt werden, die der Markt nicht oder nicht alleine be-

reitstellen kann. Allerdings stellt die Digitalisierung Medienorganisationen nicht nur vor die Herausfor-

derung, wie sich Publizistik finanzieren und produzieren lässt, sondern auch, wie publizistische 
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Inhalte ihren Weg zu den Nutzerinnen und Nutzern finden können. Denn Bedeutung erlangen pub-

lizistische Medien nicht mit der Produktion, sondern erst mit ihrer Nutzung. Angesichts des Bedeutungs-

zuwachses von neuen Plattformen im Internet und der sich verändernden Mediennutzung garantiert die 

Produktion von Publizistik noch nicht deren Auffindbarkeit und Nutzung. Publizistische Anbieter können 

sich damit nicht nur auf die Produktion beschränken, sondern brauchen auch neue Kompetenzen, so 

um Inhalte in geeigneter Form bereitzustellen, Bewertung von Inhalten in adäquater Weise zu ermögli-

chen und den Austausch zwischen den gesellschaftlichen Gruppen zu ermöglichen. 

Während aus ökonomischer Perspektive Marktversagen eine notwendige, aber keine hinrei-

chende Bedingung für Regulierung darstellt, ist die Korrektur von Marktversagen aus gesell-

schaftspolitischer Perspektive nicht zwingend ausreichend für die Produktion qualitativ hochwerti-

ger und vielfältiger Medienleistungen (Meritorik). 

Der Medienpolitik stehen zur Sicherstellung von Produktion, Distribution und Konsumption pub-

lizistischer Inhalte zahlreiche Instrumente zur Verfügung (siehe Abschnitt 3). Dazu gehören die 

Regulierung privater Medienorganisationen (z. B. Konzessionierung oder Subventionen), die Institutio-

nalisierung einer öffentlichen Medienorganisation, die Regulierung von Netzbetreibern und Plattformen 

(z. B. Netzzugang und Netzneutralität) sowie Massnahmen zur Unterstützung einer verantwortlichen 

Verwendung von Medien. 

4.2. Empfehlungen für die Gestaltung der Schweizer Medienlandschaft 

Für eine funktionierende Demokratie braucht es politisch informierte und am politischen Prozess teilha-

bende Bürgerinnen und Bürger. Die EMEK stellt sich klar auf den Standpunkt, dass für den gesell-

schaftlichen Diskurs in einer direkten Demokratie publizistische Medien auch im Internetzeitalter 

weiterhin relevant und unabdingbar sind. Allerdings haben sich die Nutzungsgewohnheiten und -

möglichkeiten dramatisch verändert, weshalb die Finanzierung und Auffindbarkeit von Publizistik er-

schwert wird.  

Entsprechend stellt sich die Frage nach der künftigen Gestaltung der Schweizer Medienlandschaft 

durch die Politik. Nicht erst mit der Digitalisierung und ihren Auswirkungen auf den Mediensektor wird 

über die Notwendigkeit und das Ausmass von Medienregulierung diskutiert.  

 Aus ökonomischer Perspektive ist zumindest von einem teilweisen Marktversagen auszugehen, was 

eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für Medienregulierung darstellt. 

 Aus gesellschaftspolitischer Perspektive gelten die soziale, kulturelle und politische Bedeutung von 

Medien für die Gesellschaft als Grund für eine Medienregulierung über die Korrektur von Marktver-

sagen hinaus. 

Grundsätzlich kann der libertäre Standpunkt eingenommen werden, dass überhaupt keine staatlichen 

Eingriffe in den Mediensektor notwendig sind, da damit die aufgrund des Marktversagens suboptimale 

Ressourcenallokation nicht zwingend korrigiert wird und weil meritorische Argumente abgelehnt wer-

den.  

Die EMEK steht dafür ein, dass Wettbewerb im Mediensektor wünschenswert ist und dass sich die 

Innovationskraft von Medienanbietern möglichst ungehindert entfalten kann. Gleichzeitig hat die EMEK 

jedoch wiederholt die Position vertreten, dass die Bedingungen eines komplett unregulierten freien 

Marktes auch im digitalen Zeitalter aufgrund der geschilderten Besonderheiten von Medien nicht 

genügen, um für die Gesellschaft und die Demokratie notwendige publizistische Leistungen an-

bieten zu können. Auch wenn publizistische Medienleistungen marktlich nicht oder nur teilweise be-

reitgestellt werden können, gibt es dennoch ein öffentliches Interesse an ihrer Produktion, Distribution 

und Konsumption. Folglich geht es nicht darum, ob es eine Medienpolitik überhaupt braucht, sondern 

darum, welche Medienpolitik es sein soll und welche Intensität regulatorischer Eingriffe für die Zielerrei-

chung notwendig sind. Es ist zu diskutieren, mit welchen medienpolitischen Instrumenten eine Versor-

gung der Schweizer Bevölkerung mit Publizistik auch im digitalen Zeitalter erreicht werden kann. 
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Dabei kann grundsätzlich unterschieden werden zwischen einer Medienpolitik, die an Angeboten oder 

an Anbietern ansetzt.  

 Ein angebotszentrierter Ansatz verzichtet auf die Finanzierung bestimmter Medienorganisationen. 

Statt eine nationale Service-public-Anbieterin wie die SRG SSR zu institutionalisieren und private 

Radio- und Fernsehsender auf lokaler und regionaler Ebene mit an einen Leistungsauftrag gekop-

pelte öffentliche Gelder zu unterstützen, wird die Produktion bestimmter Inhalte ausgeschrieben und 

Produzenten können sich um die Finanzierung von Inhalten bewerben. 

 Ein anbieterzentrierter Ansatz fördert nicht die Produktion bestimmter Inhalte, sondern unterstützt 

Organisationen, welche dann im Gegenzug einen Leistungsauftrag zu erfüllen haben. Dabei wird 

vom Standpunkt ausgegangen, dass Organisationen eigene publizistische Visionen für ein Gesamt-

angebot entwickeln, ein Ansetzen an der Struktur- resp. Organisationsebene die Medienfreiheit we-

niger zu tangieren droht und andauernde Ausschreibungen für einen hohen Verwaltungsaufwand 

sorgen würden. 

Im Wissen darum, dass die Nutzung von Inhalten immer fragmentierter und individueller wird, hat sich 

die EMEK in ihren bisherigen Papieren zur Medienförderung (2014) und zum Service public (2015) zu 

einem anbieterzentrierten Ansatz bekannt. Die Mehrheit der Kommission vertritt diese Sichtweite wei-

terhin. Das Nebeneinander von privaten und öffentlichen Medienorganisationen hat sich im Grundsatz 

bewährt. Beide erbringen eine wichtige publizistische Leistung für die demokratische Gesellschaft. Dies 

gilt es aufrechtzuerhalten und gleichzeitig sollte mehr publizistischer Wettbewerb ermöglicht werden. 

Gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, dass publizistische Inhalte ihren Weg zum Publikum finden. 

Hierfür können drei Massnahmenbereiche unterschieden werden: eine zukunftsgerichtete Medienför-

derung, eine öffentliche Medienorganisation und die Förderung selbstbestimmter Medienverwendung. 

Zukunftsgerichtete Medienförderung 

Die mangelnde Zahlungsbereitschaft der Nutzerinnen und Nutzer für Publizistik sowie die Verlagerung 

der Werbung zu neuen Internetakteuren erschweren die Finanzierung privater Medienangebote. Eine 

medienökonomische Expertise zuhanden der EMEK argumentiert gar, dass gesellschaftlich relevanter 

Onlinejournalismus aufgrund der Funktionsweise der digitalen Welt Gefahr läuft, durch pseudojourna-

listische Angebote verdrängt zu werden und nur mittels öffentlicher Finanzierung aufrechterhalten wer-

den kann (Lobigs 2017). 

Angesichts dieser Entwicklungen erachtet die EMEK eine direkte Medienförderung für notwendig. Die 

EMEK hat sich bereits in ihrem ersten Diskussionspapier zusätzlich zu indirekten Massnahmen (wie 

beispielsweise Förderung der Aus- und Weiterbildung) für die Implementierung einer Onlinemedien-

förderung ausgesprochen (EMEK 2014):  

 So sollen einerseits im Sinne einer Anschubfinanzierung innovative Projekte wie Onlineplattformen 

und journalistische Start-ups, die zur Angebotsvielfalt beitragen, gefördert werden (ohne dabei den 

Wettbewerb zu stark zu verzerren).  

 Andererseits sollen auch Projekte, Initiativen oder Produkte, die herausragende journalistische Leis-

tungen erbringen und einen Beitrag zum gesellschaftlich relevanten Diskurs leisten, Unterstützung 

erhalten können. 

Auch in ihrem Papier zur künftigen Medienordnung hat sich die EMEK deutlich für eine technologie- 

und kanalneutrale direkte Medienförderung ausgesprochen (EMEK 2017b). Heute erhalten in der 

Schweiz alle konzessionierten Regionalfernsehsender und zahlreiche Regionalradiostationen eine För-

derung in Form des Gebührensplittings. Damit erbringen sie eine wichtige publizistische Leistung in 

ihren Sendegebieten. Mit Blick auf die Zukunft kann diese Förderung in die digitale Welt übertragen 

werden (von Broadcast zu Broadband), indem sie sich im Sinne der Konvergenz nicht mehr allein auf 

Leistungserbringung durch Radio- oder Fernsehprogramme bezieht. 
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SRG SSR im digitalen Zeitalter 

Idealtypisch zeichnen sich öffentliche Medienorganisationen durch ihre nicht-kommerzielle Institutio-

nalisierung mit Programmauftrag, die öffentliche Finanzierung und Rechenschaftspflichten ge-

genüber der Gesellschaft aus.6 Gerade in kleinen Ländern bieten öffentliche Medienorganisationen 

eine Garantie für kostenintensive inländische Produktionen, die sich marktlich nicht refinanzieren lassen 

(Information aber auch fiktionale Unterhaltung). Schon in ihrem Diskussionspapier zum Service public 

hat sich die EMEK für einen nationalen Service-public-Anbieter ausgesprochen, der ein publizistisches 

Angebot für die gesamte Bevölkerung erbringt (EMEK 2015).  

Grundsätzlich teilt eine Mehrheit der EMEK die Auffassung des Bundesrates, dass der öffentliche 

Rundfunk der SRG SSR den digitalen Verhältnissen angepasst werden müsse, um auch weiterhin 

das junge Publikum zu erreichen (Bundesrat 2016). Denn die Mediennutzung findet vermehrt online und 

mobile statt. On-Demand- und Streaming-Plattformen sowie «Social Media» spielen gerade bei jungen 

Nutzerinnen und Nutzern eine zentrale Rolle (Puppis/ Schenk/Hofstetter 2017; siehe auch EMEK 

2017a). Positive Externalitäten lassen sich aber nur realisieren, wenn Inhalte auch genutzt werden (Po-

lynomics 2016). Medien, die weiterhin ihr Publikum erreichen wollen, müssen deshalb online ge-

hen und die Chancen, die das Internet für Journalismus bietet, nutzen. Das gilt auch für öffentliche 

Medien (Goodwin 2014). 

Anpassung an die digitalen Verhältnisse bedeutet aber nicht, dass die SRG SSR alles anbieten soll. 

Eine öffentliche Medienorganisation muss zwar innovativ sein dürfen, sich aber von rein werbefinan-

zierten Anbietern unterscheiden. Der Bundesrat hat deshalb in seinem Bericht zum Service public 

die Unterscheidbarkeit und Unverwechselbarkeit der Service-public-Angebote betont, was auch für die 

Legitimation wichtig sei: Die Hälfte der Gebühreneinnahmen soll der Information zufliessen; das heutige 

Unterhaltungsangebot sei zu überprüfen; und der Dialog mit der Öffentlichkeit über die Leistungen des 

Service public müsse institutionalisiert werden (Bundesrat 2016). Der letzte Aspekt verweist darauf, 

dass sich die Andersartigkeit des Angebots nicht alleine mit inhaltlichen Detailvorgaben erreichen lässt. 

Wissenschaftliche Studien zeigen denn auch, dass international gesehen der Auftrag öffentlicher Me-

dien in der Regel inhaltlich nur sehr allgemein definiert wird, da eine genaue Definition des Programm-

auftrags problematisch wäre. Nicht nur würde dies einen Eingriff in die Programmautonomie und Medi-

enfreiheit bedeuten, sondern vor allem entstünden kaum bewältigbare Operationalisierungsprobleme. 

Entsprechend wird die notwendige Andersartigkeit des Programms regulatorisch v. a. an Organi-

sationsform und Rechenschaftspflichten festgemacht (Puppis/Schweizer 2015). Andersartigkeit ist 

nur möglich mit einer stabilen öffentlichen Finanzierung für die Erfüllung eines nicht-kommerziellen Pro-

grammauftrags. Zudem können mittels Rechenschaftspflichten wie transparenten Berichten, Online-

tools, «Landsgemeinden», Leistungsversprechen und -evaluationen die Beziehung zur Gesellschaft in-

tensiviert und öffentliche Medien verpflichtet werden, sich gegenüber den Gebührenzahlerinnen und -

zahlern zu erklären. Die EMEK hat schon in ihrem Diskussionspapier zum Service public auf die Be-

deutung von Rechenschaftsmechanismen wie etwa publizistische Leistungsversprechen, interne und 

externe Evaluationen sowie Qualitätskontrollen verwiesen (EMEK 2015).  

Die EMEK hat sich darüber hinaus aber auch Gedanken über die längerfristige Entwicklung ge-

macht. Wir sind bereits unterwegs in eine Zukunft, in der lineare Radio- und Fernsehkanäle an Bedeu-

tung verlieren und in der alle Medien über Breitbandinternet verbreitet und voraussichtlich vor allem On-

Demand genutzt werden. In einer solchen neuen Medienwelt muss die Anpassung des Service public 

an digitale Verhältnisse konsequent zu Ende gedacht und der Auftrag der SRG SSR neu ausgehandelt 

werden. Die Leistungen der SRG SSR bleiben auch in Zukunft zentral, um die gesamte Bevölkerung zu 

erreichen und verschiedene Teilöffentlichkeiten miteinander in einen Austausch zu bringen. Mittel- und 

langfristig ist aber unter völlig veränderten Produktions- und Nutzungsbedingungen zu diskutieren, wel-

che Inhalte für die Erfüllung dieser Aufgabe bereitgestellt werden sollen (und was durch private Medi-

enanbieter geleistet werden kann), wie Inhalte aufbereitet werden müssen, um für die Nutzerinnen und 

                                                      
6  Die SRG SSR weicht von diesem Idealtypus öffentlicher Medienorganisationen ab, weil sie durch ihre Mischfi-

nanzierung auch auf dem Werbemarkt tätig. 



 

18 

Nutzern relevant zu sein, und wie sichergestellt werden kann, dass diese Inhalte angesichts der Rolle 

neuer Intermediärer und algorithmischer Selektion (Just/Latzer 2017) den Weg zur Bevölkerung finden. 

Angesichts dieser einschneidenden Veränderungen im Nutzungsverhalten ist zu diskutieren, den Ser-

vice public nicht auf einen Anbieter zu beschränken (EMEK 2017b). Auch die Notwendigkeit, Sinnhaf-

tigkeit und Machbarkeit der Werbefinanzierung ist in dieser On-Demand-Zukunft für Anbieter von Ser-

vice-public-Inhalten nicht mehr gegeben oder zumindest zu hinterfragen. 

Selbstbestimmte Mediennutzung 

Die Auffindbarkeit von Publizistik betrifft auch direkt Netzbetreiber, Plattformen und Kompetenzen der 

Nutzerinnen und Nutzer.  

Durch Regeln bezüglich Netzzugang, Netzneutralität und Algorithmen sollte sichergestellt werden, 

dass die Bevölkerung weiterhin mit einem publizistisch umfassenden und vielfältigen Medienangebot 

versorgt wird. Zwar gibt es derzeit wenige Belege für die Existenz von «Filterblasen» oder «Echokam-

mern», da nur eine Minderheit Social Media als Hauptnachrichtenquelle nutzen und auch die Persona-

lisierung publizistischer Inhalte noch nicht sehr ausgereift ist. Hier könnten jedoch künftig Probleme 

entstehen, die einer Polarisierung der Gesellschaft Vorschub leisten (Zuiderveen Borgesius et al. 2016). 

Daneben stellt die Digitalisierung hohe Anforderungen an die Medienkompetenz der Nutzerinnen und 

Nutzer. Über die Nutzung technischer Geräte hinaus ist es zentral, die Glaubwürdigkeit und Interessen 

von Quellen beurteilen zu können sowie die Funktionsweise von Journalismus und sozialen Netzwerken 

zu verstehen. Insbesondere gilt es, journalistische Leistungen von kommerzieller Kommunikation, Pro-

paganda und (absichtlichen) Fälschungen («Fake News») unterscheiden zu können. Entsprechend 

braucht es Anstrengungen zur Förderung der Medienkompetenz. Medienkompetenz sollte jedoch nicht 

nur in diesem passiven Sinne als kompetenter Medienkonsum verstanden werden. Vielmehr kann auch 

ein Beitrag dazu geleistet werden, dass Individuen (neue) Medien aktiv für ihre eigene Lebensgestaltung 

einzusetzen lernen, etwa durch die Beteiligung an der Produktion von Inhalten oder an medienpoliti-

schen Prozessen (Schejter/Tirosh 2017). 

4.3. Abschliessende Einschätzung 

Eine aktive Politik zur Gestaltung der Schweizer Medienlandschaft im öffentlichen Interesse ist möglich 

und kann sich auf legitime öffentliche Interessen stützen. Die Medienpolitik kann dafür sorgen, dass 

publizistische Medienleistungen, durch journalistische Berufsangehörige realisiert, weiterhin bereitge-

stellt und aufgefunden werden.  

Eine grundlegende Anforderung ist dabei, dass Medienpolitik die Medienfreiheit nicht gefährden darf 

und die Innovationskraft von Medienanbietern nicht behindern soll. Staatliche Eingriffe in die Medienin-

halte sind in demokratischen Gesellschaften unzulässig. Aus diesem Grund spielt in allen Bereichen 

der Inhaltsregulierung auch die Selbstregulierung durch die Branche (ggf. in Form von Co-Regulierung 

staatlich angeregt und unterstützt) eine wichtige Rolle (u. a. Presserat, Jugendmedienschutz). Doch auf 

Ebene der Medienstrukturen kann Medienfreiheit nicht nur negativ (Freiheit von staatlichen Eingriffen), 

sondern auch positiv (Freiheit zur Kommunikation) verstanden werden (Baker 2002). Aus der Perspek-

tive einer robusten Medienlandschaft lässt sich argumentieren, dass die Grundrechte der Meinungs- 

und Informationsfreiheit und der Medienfreiheit (insb. Art. 16 und 17 Bundesverfassung) positiv zu ver-

stehen sind, d. h. eine aktive Gestaltung der Informations-, Wissens- und Medienordnung zulässt. Von 

allgemein zugänglichen Informationen wird erwartet, dass sie in der Realität auch tatsächlich empfan-

gen werden können. Vom Bund und von den Kantonen könnte nach diesem Verständnis erwartet wer-

den, dass sie die Informationsfreiheit im Rahmen ihrer Kompetenz (für den Bund Art. 93 Bundesverfas-

sung) aktiv gewährleistet. Durch Medienförderung, Institutionalisierung eines Service public und Regu-

lierung von Netzbetreibern und Plattformen können mittels struktureller Massnahmen Bedingungen ge-

schaffen werden, die letztlich indirekt die Produktion, Distribution und Konsumption publizistischer Me-

dienleistungen begünstigen.  
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Eine solche Medienpolitik im öffentlichen Interesse ist im digitalen Zeitalter weiterhin von Bedeutung. 

Unsere Demokratie braucht Medien, die auch eine inländische Perspektive, einen Blick über die ver-

schiedenen Sprachregionen und professionelle journalistische Leistungen zu erbringen vermögen. 
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